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Wangen bei Olten: Erschliessungsplan Alpstrasse
Behandlung der Beschwerden

1~

1. Der Gemei~iderat der Eir~ohr~ergemeinde Wangen~ b.0. unterbreitet

dem Regierungsrat den Erschliessungsplan Alpstrasse zur Ge

nehmigung. Der Plan ist in der Zeit vom 20. April bis 19. Mai

1983 (1. Auflage) und vom 2. August bis 1. Septei~ber 1984

(2. Auflage) ?3ffentlich aufgelege~i. Die dagegen nach der 1. Auf

lage eingereichten Einsprachen wurden vom Gemeinderat mit Be

schluss vom 1. Februar 1984 abgelehnt. Gegen diesen Entscheid

führen gestützt auf § 17 Absatz 1 Baugesetz (BauG) Beschwerde

beim Regierungsrat:

1. Alois von Felten, Alpstrasse 6, Wangen b.0.

2. Arthur Frey, Alpstrasse 15, Wangen b. 0,, v. d. Franz Grütter,

Buchhaltun~s- und Revisionsbüro, Dulliken

3. Ren~ Pulfer, Alpstrasse 10, Wangen b.0.
4, Br~ino Schaller, Alpstrasse 8, Wangen b.0.

5. William Steinmann, Greubelstrasse 8, Wettingen

Der Regierungsrat hat im Zusammenhang mit der Frage der Plan—

genehmigung über die Beschwerden zu entscheiden (~ 18 BauG).

2. Die Beschwerdeführer wenden sich gegen. die im Plan vorgesehene

Verbreiterung der Alpstrasse und stellen sinngemäss den Antrag,

der Plan sei nicht zu genehmigen.

William Steinmann verlangt einerseits die Abänderung des

Einmündungsbereichs Alpstrasse-Gallusstrasse, andererseits

eine Strassenführung der Schänggeiistrasse (Fliederweg), weibhe

direkt in die Alpstrasse einmündet.
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Die Einwohnergemeinde Wangen b.O. beantragt in ihren Ver

nehmlassungen vom 14./15. März 1984 die Abweisung sämtlicher

Beschwerden.

Für~ d~n,. Inhalt der Beschwerden und der Vernehmlassungen wird

auf die Akten verwiesen und im folgenden, soweit n?itig, Bezug

genommen,

3. Am 6, Juni 1984 fand in Anwesenheit der Parteien ein Augen
schein an Ort und Stelle statt. Dort erklärten sich die Gemeinde-

vertreter bereit, den Ein.mündungsbereich Alpstrasse-Gallus

strasse zu überprüfen. Die von der Gemeinde in dieser Hinsicht

besobiossenePlanänderung, die Reduktion. der Baulinie auf 4 m

sowie die Aenderung der pl~n~ichen Darstellung von Gebäude Nr.

und der damit verbundenen. Aenderung der Vorbau]4nie waren im

neuen Ersohli.essungsplan, der vorn 2. August bis 1. September

1984 aufgelegt wurde, enthalten, Gegen diesen Plan gingen.beim

Regierungsrat keine Besc~iwerden ein,

II,

1. Die von William Steinmann verlangte Aenderung des Einrnündungs

bereiches Alpstrasse-Gallusstrasse wurde von der Einwohner-

gemeinde vorgenommen und der entsprechend geanderte Plan

neu aufgelegt. Gegen diesen Plan wehrt sich W Steinmann nicht

mehr, weshalb seine Beschwerde diesbezuglich als gegenstandslos

geworden von der Geschäf~skontrolle abzuschr~iben ist.

W, Steinmann beantra~t mit seiner Beschwerde zudem eine b~stimmte

Führung der Schänggeiistrasse (Fliederweg), Er übersieht aber

dabei, dass diese Strasse nicht Gegenstand des vorliegenden

~PI~nes bildet, weshalb auf die Beschwerde in diesemPunkt nicht

eingetreten werden kann. . ..

Demnach hat der Beschwerdeführer die Kosten des Verfahrens

(inkl. Entscheidgebuhr) von 300 Franken zu bezahlen, Der ge

leistete Kostenvorschuss wird verrechnet,

2. Arthur Fre~r ve±‘langt mit seiner Beschwerde vom Febi~uar 1984,

d~s~ sein Gebäude Nr. 15 richtig in den Plan aufgenommen i~nd
der Plan sodann neu aufg~legt werde, alsdan~ er zur Neuauflage

Stellung nehmen könne.



Die Einwohnergemeinde ist diesem Wunsch nachgekommen. Im neuen
Plan, der vom 2. August bis 1 September 1984 aufgelegt wurde,
‘is~t d~s ‘Gebäude Nr. 15 gegenüber dem ~rsten Plan abgeändert und

die Vorbaulinie entsprechend korrigiert worden, A. Frey äussert
“s~h b‘eim::Regierungsrat zu diesem neuen Plan nicht mehr, weshalb
seine Beschwerde diesbezüglich als gegenstandslos geworden von
der Geschäftskontrolle abzuschreiben ist.

• Der Beschwerdeführer macht mit seiner Beschwerdeergänzung vom
14. Mai 1984 zudem ein gewaltiges Ansteigen der :rmrnissionen
zufolge Verkehrszunahme geltend. Auf diesen Punkt wird nach
folgend unt~r Ziff. 11.3. eingegangen.

3. Die Beschwerdeführer Alois von Felten, Ren~ Pulfer, Bruno
Schaller Und teilweise auch Arthur Frey (hinsichtlich
Immissionen) wenden sich gegen den Erschliessungsplan, weil
die darin vorgesehene Alpstrasse mehr Verkehr und dan~iit mehr
Imnmissionen und eine erhöhte Gefahr bringe. Es sei zu beachten,
dass an‘ d±‘eser Strasse ein Kindergarten und ein Schulhaus
stünden,‘ iDer Bau solcher Sammelstrassen entspre~he nicht mehr
den heute‘ aktuellen Umweltschutzgedanken.

Alois von Felten befürchtet zudem, dass mit dem Ausbau der
Alpstrasse. bei deren Einmündung in die‘ Kantonss,tr~as~se eine
Lichtsignalanlage nötig werde, Die damit verbundene Beein
trächtigung des Verkehrsflusses bringe zusätzlichen Lärm und

‘‘‘Abgase. ‚ ‘

a) Vorab ist hier zu prufen, ob diese Beschwerden g~enstandslos
geworden sind, nachdem d~r ErscI-~lie,ssu~gspiar~Alpstrasse vom
2. August bis 1. September. 1984 ein zweites I‘~al aufgelegt
wurde, ohne dass die Beschwerdeführer dagegen ein Rechtsmittel

•.ergreiffen.. Diese Frage muss verneint werden, Der Plan erfuhr
hinsichtlich der von den Beschwerdeführern angerufenen Be
schwerdegrunde keine Aenderung, weshalb zu Gunsten der Be
schwerd~fUhrer anzunehmen ist, dass sich ihre Beschwerden
auch gegen den neuen Plan richten, Nachdem auch die Be
schwerdel~jitimation gegeben ist und die Beschwerden recht
zeitig ein~ei‘eicht wurden, isb grundsätzlich darauf einzu
treten~. ‘~ ‚
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b) Es ist hier auch darauf hinzuweisen, was für die Kognitions-

befugnis des Regierungsrates als Genehmigungsbehörde und
Beschwerdeinstanz gilt:

Nach § 9 Absatz 1 BauG ist die Ortsplanung Aufgabe der Ein

wohnergemeinde. Den Gemeinden steht somit — in Ueberein

stimmung mit der Forderung von Artikel 2 Absatz 3 Bundes

gesetz über die Raumplanung (RPG) - eine relativ erhebliche

Entscheidfreiheit zu.

Daneben sind die Nutzungspläne - wie erwähnt - durch den

Regierungsrat zu genehmigen, soweit sie nicht rechtswidrig (

oder offensichtlich unzweckmässig sind und nicht den über

geordneten Planungen widersprechen (~ 10 Abs. 2 BauG).

Daraus ergibt sich für den Regierungsrat eine grundsätzlich

umfassende Kompetenz zur Ueberprüfung der Recht— und

Zweckmässigkeit, wobei er sich - zur Wahrung der den

Gemeinden eingeräumten relativ erheblichen Entscheidungs

freiheit - bei der Prüfung der Zweckmässigkeit eine gewisse

Zurückhaltung auferlegt (vgl. BGE 106 la 71 f.), d.h.,

er darf nicht das eigene Ermessen anstelle jenes der

Gemeinde setzen. Es ist Sache der Gemeinde, unter mehreren

verfügbaren und zweckmässigen Lösungen zu wählen.

c) Die Alpstrasse ist gemäss der von der Gemeinde vorgesehenen (~

Verkehrsplanung im Rahmen der Ortsplanungsrevision, die in

zwischen aufgelegen ist, eine Sammelstrasse. Diese hat,

gemäss den Angaben der Gemeinde, den Zweck, den Verkehr

möglichst direkt aus den Quartieren auf die Hauptstrasse

zu leiten. Bereits der bisher gültige Strassen- und Bau—

linienplan (RRB Nr. 1186 vom 27~2,l976) sah für die Alp—

strasse eine Breite von 6 m, ein TrottoiD von 2 m und eine

• Baulinie von 5m vors Nach dem vor1i~gerid~n ~lanb~tragen

diese Ma~se 6 m, l.7~ mund 4m, erfahren also ei~ne leichte

Reduktion.

Die von den Beschwerdeführern erhobenen Einwendungen

gegen diese Strassenbreite ~ nicht stichhaltig. Der

Alpstrasse kommt nach der Verkehrsplanung der Gemeinde

eindeutig die Funktion einer Sammelstrasse zu. Diese
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Strassen sammeln den Verkehr in den Quartieren und fUhren
ihn den fla~pt~tra≤sen zu. Selbst we~n davon auszug~hen ist,
dass der Verkehr ge~enüber dem. heutigen Zustahd (Einbahn
verkehr) eine Zunahme erfahren wird, so ist doch festzu
steflen, dass

- solche Sammelstrassen von ihrer Funktion her regelmässig.
durch Wohnquartiere fUhren,

- di‘~ Anwohner der Alpstrasse zufolge der heutigen Sitüatibn
(Einbahnverkehr) durch andere Wohnqtiartiere fahren tnüssen
(und dort Immissionen verursachen), um zu ihrem:Haus ~u
gelangen,

- mit der Realisierung von weiteren Bauvorhaben an der Alp
strasse (Ueberbauung Alp) sieh die Notwendigkeit eines
Ausbaus ohnehin ergäben hätte, wie dies der ~~h‘~giiltige
Strassen- und Baulinienplan auch vorsah, -‘

Unter Berücksichtigung der dem Regierung‘srat im vorliegenden
Verfahren zukommenden Ueberprufungsbefugnis (vgl. Ziff. 3. b
hiervor) ist davon auszugehen, dass die mit dem vorlie~enden
Plan ausgeschiedene Breite der Alpstrasse und das g~eplante
Trottoir keinesfalls qualifiziert unzweckmässig~ od~r gar
rechtswidrig sind. Vielmehr dUrfte gerade für die Füss
gängerhin~sichtlich Verkehrssicherheit mit dem Trottofr: eine
Verbesserung err~icht werden, da mit der heutigen Alpstrasse
eine sehr enge Situation besteht.

Die vom Beschwerdeführer Alois von Felten g üss~erte Befürch
tung hinsichtlich~ der Kolonnenbildung~ aüt der. Kantonsstraase
kann~von der zustä±idigen kantoi~äl~r~ Aihtssteil~ (KäfiL~ Tiefbau

amt) sicht geteilt: werden. De~ Li.nks~bbieger ist gebaut, und
weitere Massnahmen (Ampel) sind nicht vorgesehen,

Die Beschwerden~ sind somit abzuweisen (hinsichtlich A. Frey,
soweit sie nicht g~egen~tandslos geworden ist), Die Beschwerde—
führer haben die Kosten des Verfahrens (inkl, Entscheidgebuhr)
von je 300 Franken zu bezahlen, Die geleisteten Kostenvor—
schüsse werden verrechnet.
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IIL

Der Erschliessungsplan Alpstrasse d~r Einwohnergemeinde Wangen b.0.

erweist sich als recht- ~nd zweckmässig im Sinne von ~ 18 Absatz 2

8auG. Das Verfahren wurd~ richtig durchgeführt. Materiell sind

keine Bemerkungen anzubringen. Der Plan ist daher zu genehmigen.

Es wird
beschlossen:

1. Der Erschliessungsplan Alpstrasse der Einwohnergemeinde Wangen

b.0. wird genehmigt.

2. Die Beschwerde W, Steinmann wird teilweise als gegenstandslos

geworden von der Geschaftskontrolle des Regierungsrates abge

schrieben, im übrigen wird darauf nicht eingetreten. Der Be

schwerdeführer hat die Kosten des Verfahrens (inkl. Entscheid-

gebühr) von 300 Franken zu bezahlen, Der Kostenvorschuss wird

verrechnet.

3, Die Beschwerde A. Frey wird teilweise als gegenstandslos ge
worden von der Geschäftskontrolle des Regierungsrates abge

schrieben, im ü~brigen wird sie abgewiesen. Der Beschwerde-

führer hat die Kosten des V~rfahrens (inkl, Entscheidgebühr)

von 300 Franken zu bezahlen. Der Kostenvorschuss wird ver

rechnet,

4, Die Beschwerden A, von Felten, R, Pulfer und 8. Schaller

werden abgewiesen. Die Beschwerdeführer haben die Kosten des

Verfahrens (inkl. Entsch~idgebühr) von je 300 Franken zu

bezahlen, Die Kostenvorschüsse werden verrechnet.

5, Die Gemeinde wird eingeladen, den Amt für Raumplanung bis
zum 1. März 1985 noch 2 Pläne, wovon 1 Exemplar. ~in reissfester

A3lsführung, zuzustellen. Diese ~ind~ mi~ dem Genehmigungsvermerk

der Geme~nde zuvers~hen.

~‚ gestehende Pläne~ und Reglemente sind auf, dem Geltungsbereich
s yor~lieg~enden Planes nicht anwendbar, soweit ‘sie diesem

• w~dersprechen. •
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Genehmigungsgebuhr~ Fr. 200,-- Kto. ?000-431.00
Publikatjonskosten: Fr. 23,—- Kto. 2020-435.00

~223.-- a~i~O7aen

~enbQ
Kostenvorschuss: Fr. 300.—- von Kto. ~i19.650 atifkto-.

.1. VerfaIfre~skosten 2000-431.00 umbuchen
(inkl, Ent~che1dgeb~hr)ll3~Q~

~FranzGr~r~~ike~
( Ko~tenvorschuss Fr 300~-- von Kto 119 650 auf Kto.

• /. V~±~fahrenskosten 2000-431,00 uni~buchen
(inki~B1~tsÖheidgebu1~r) “ 300,--

~f~~anenb,Q.
Kostenvoc~I~ss: Fr. 300.-- von Kto. l19,650~auf Kto.

‘/, Verfahrenskosten 2000-431.00 umbuchen
(inkl, Entscheidgebuhr) “ 300.--

~challer~AJanenbQ

Kostenvorschuss: Fr. 300.-- von Kto. 119.650 auf Kto.

./‘ Verfahrenskosten 2000—431.00 umbuchen
(inkl. Entscheidgebuhr) “ 300.---

Kostenvorschuss: Fr. 300.—- von Kto. 119.650 auf Kto—

0/, Verfahrenskosten 2000-451,00 umbuchen

(inkl, Entscheidgebuhr) “ 300,--

Fr.

(Staatskanzlei Nr. 26)ES

Der Staatsschreiber
~ ~‘~t /

LkJ\

~rtienSejte8
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Bau-Departemerlt (2) MK/S
Departements sekretär
Bau-Departement br
Amt für Raumplanung (4), mit Akten und 1 gen. Plan

~ii~t für Wasserwirtschaft (2)
Tiefbauamt (2)
Rechtsdienst Bau-Departement
Kreisbauamt II, 4600 Olten
Amtschreiberei,~ 4,600 Olten
Finanzverwaltung/D~bitoreflbUChha1tUflg (5), zum Umbuchen
Ammannarnt der EG 4612 Wangen b.0. mit 1 gen. Plan (folgt später)

und Plan 1. Auflage/Einzahlungsschein/EINSCHREIBEN
Baukommission der EG 4612 Wangen b.0.
Ingenieurbüro Frey + Onehm, Ringstrasse 1, 4600 Olten
Alois von Felten-Conrad, Alpstrasse 6, 4612 Wangen b.0, (EINSCHREIBEN)
Arthur Frey, Aipstrass~ :15, 4612 Wanger~. ~.0. vertreten durch

Franz Grutter, Buchhaltungs- und Revisionsburo, 4657 Dulliken, (
Alte Landstrasse 26, /EINSCHREIBEN

Ren~ Pulfer, Alpstrasse 10, 4612 Wangen b.0./EINSCHREIBEN
Bruno Schaller, Alpstrasse 8, 4612 Wangen b.0./EINSCHREIBEN
William Steinmann, dipl. Arch. ETH/SIA, Greubelstrasse 8,

5430 Wettingen/EINSCHREIBEN
Amtsblatt Publikation:

Es wird genehmigt.
Der Erschliessungsplan Alpstrasse der Einwohnergemeinde
Wangen b.0, “


